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11.-13.9. 
So. 13.9. 

Do. 24.9. 

fit4  
Sa. 3.10. 

10. Hafenlohrtalfest in Hafenlohr /Spessart 
14 Uhr Kundgebung im Festzelt in Hafenlohr 

20 Uhr BN-Veranstaltung mit Dr. Hubert Weiger und P. Etthöfer gegen Fernwas-
ser, Ort: Kirchehrenbach (Pfarrheim)/Fränk. Schweiz 

19 Uhr IKT-Treffen mit Mitgliedern der VBI Rottal/Inn in Staffelstein, Gast-
haus Grüner Baum (aus Platzgründen max. 2 Teilnehmer pro Initiative) 
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Die Lage an der "Wasserfront" ist in den 
letzten Monaten reichlich verworren. Während 
man in manchen Landesteilen auf den ersten 
Blick von einem Wandel sprechen möchte, wird 
anderswo die FernwasseranschluPpolitik rigo-
ros durchgezogen. 
Der tatsächliche oder vermeintliche Wandel 
zeigt sich besonders deutlich am geplanten 
Hafenlohrtalspeicher, der mittlerweile sogar 
von Teilen der CSU mehr oder weniger abge-
lehnt wird. Andererseits wird zwischenzeit-
lich in der Rhön, trotz ehemals guter Ab-
,c,liphten vieler Kommunalpolitiker, eine Ge-
rinde nach der anderen ans Fernwasser ange-
schlossen. Vielerorts gehen die Zweckverbän-
de auch weiterhin mit allen juristischen 
Mitteln gegen Anschlußunwillige vor. 
Obwohl die Zeit wegen der verschärften Be-
stimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes 
drängt und obwohl gerade in diesem Jahr die 
Nitratwerte in vielen Gemeinden, die bislang 
als relativ problemlos galten, kräftig ange-
stiegen sind, hat man es in Bayern offen-
sichtlich nicht eilig, amtlicherseits Map-
nahmen zu ergreifen, the das Problem an der 
Wurzel packen und die kommunale Trinkwasser-
versorgung erhalten können. 
Einziger Lichtblick ist, dap endlich der 
Landtagsbeschlu0 vom 12.6.86 verwirklicht 
wurde und die ZuschuBrichtlinien mit Wirkung 
vom 1.7.87 für wasserwirtschaftliche Maßnah-
mm so geändert wurden, daß mittlerweile 
8., Ich der Grunderwerb zum Zweck der "gütemä- 
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ßigen Sanierung von Trinkwasserschutzgebie-
ten" gefördert werden kann. 
Wenn die Bayer. Staatsregierung nicht mehr 
zur Nitratsenkung und zur Sicherung der kom-
munalen Trinkwasserversorgungen unternimmt, 
dann ist der Weg in den Wasserzweckverbands-
staat vorgezeichnet, dann werden wir in den 
nächsten Jahrzehnten die Folgen, nämlich 
qualitative und quantitative Trinkwasserpro-
bleme, zu spüren bekommen. Man darf doch 
nicht ernsthaft glauben, daß man das Grund-
und Trinkwasser straflos auf der Fläche ver-
ludern lassen und die Versorgung der Bevöl-
kerung mit dem Lebensmittel Nr. 1 auf Dauer 
von einigen krisenanfälligen und verwundba-
ren Großentnahmestellen aus garantieren 
kann. 
Die IKT fordert deshalb die Bayer. Staatsre-
gierung unmißverständlich auf, umgehend eine 
Offensive .für die Sanierung und die Erhal-
tung unserer Trinkwasservorräte im ganzen 
Land zu starten!  
Erst wenn die ganze' Palette der Maßnahmen, 
angefangen von der Gesetzgebung über die 
Verordnungen bis hin zu Zuschußrichtlinien 
und Beratung ausgeschöpft ist, hat die de-
zentrale Wasserversorgung auch weiterhin ei-
ne Chance. Es reicht eben nicht, in einer 
Richtlinie unter Ziffer 5.2.2.2 einen Halb-
satz einzufügen, was fehlt, ist ein offensiv 
vorgetragenes Konzept zur Trinkwassersiche-
rung. Das müßte man erst einmal haben, und 
dann müßte man dafür bei den Gemeinden wer- 



ben, mit Argumenten und mit Zuschüssen. Gar 
nicht so einfach, bei einer Wasserwirt-
schafts- und Landwirtschaftsbürokratie, zu 
deren Handwerkszeug jahrzehntelang of 

nur Scheuklappen, Reißzeug und Ta-
schenrechner gehört haben, nicht aber das 
Empfinden für das, was für Natur und Bevöl-
kerung lebenswichtig und verträglich ist. 
Und erst recht nicht leicht, wenn man die 
vom hohen Roß des Besserwissers vorgetrage-
nen Argumente mancher Planungsbüros entkräf-
ten muß, die seit Jahren ihr Geld mit Fern-
wasseranschlußprojekten verdient haben. 
Die Erfahrungen der letzten Monate haben ge-
zeigt, daß es vertane Zeit ist, auf die Ini-
tiativen und Eingebungen der großen Politik 

und der Bürokraten zu warten. Bewegt hat 
sich nur da etwas, wo Bürger und Kommunalpo-
litiker selbst the Sache in die Hand genom-
men haben, Widerstand gegen teure Großpro-
jekte geleistet, Alternativen aufgezeigt und 
vor allem nicht lockergelassen haben. Im 
Klartext: Hoffnung besteht überall dort, wo 
nicht nur von Demokratie gefaselt wird, son-
dern wo sie such praktiziert wird, d.h. wo 
die Bevölkerung sich um ihre Belange selbst 
kümmert. Deshalb ist die Arbeit der Interes-
sengemeinschaft zur Erhaltung der kommunalen 
Trinkwassserversorgung vor Ort nötiger denn 
je! 

Peter Etthöfer 
—Landesgeschäftsführer- 
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Neue Zuschuprichtlinie 
Die Richtlinie für Zuwendungen zu wasser-
wirtschaftlichen Vorhaben (RZWas) wurde mit 
Wirkung vom 1.7.87 geändert. Damit wurde dem 
Landtagsbeschluß vom 12.6.86 Rechnung getra-
gen, daß auch der Erwerb von Flächen für die 
natürliche Sanierung von Wasserschutzzonen 
gefördert werden soll. Von Bedeutung ist vor 
allem Punkt 5.2.2.2. Dies gilt jedoch vor-
erst nur für Kauf, nicht aber für die Pacht 
von Flächen. 
Die Richtlinie ist im Ministerialamtsblatt 
Nr. 13 vom 30.6.87, S.300 if  veröffentlicht, 
das bei allen Verwaltungsgemeinschaften auf-
liegen muß. Bitte machen Sie Ihre Kommunal-
politiker auf diese Förderungsmöglichkeit 
aufmerksam! 

Verwaltungsgericht für Teilbefreiung 
Das Verwaltungsgericht Würzburg hat am 
1.4.87 einem Landwirt aus Mömbris Recht ge-
geben, der gegen den Zweckverband Fernwasser 
Spessartgruppe auf Befreiung vom Anschluß-
und Benutzungszwang klagte. Dem Kläger wurde 
zugestanden, Brauchwasser für sein Vieh aus 
dem eigenen Brunnen zu entnehmen. (AZ: W2K86  

1262). Interessierte können Kopien gegen 
Einsendung von 1,90 DM in Biefmarken bei dc) 
Geschäftsstelle anfordern. 

MG Schleswig gegen Befreiung von Anschluß-
zwang 
Unser Mitglied Manfred Wagner aus Jersbek 
(Niedersachsen) prozessiert schon seit Jah-
ren gegen das Amt Bargteheide-Land, um vom 
Anschluß und Benutzungszwang befreit zu wer-
den. Das Oberverwaltungsgericht Schleswig 
hat nun mit Entscheidung vom 29.4.87 (AZ: 14 
OVG A 83/85 / 4 A 296/84 - Schleswig) die 
Berufung des Klägers zurückgewiesen und da-
mit den Anschlußzwang bestätigt. Obwohl Re-
vision nicht zugelassen ist, will Wagner da-
gegen Beschwerde einlegen. Eine Teilbe-
freiung hält das OVG allerdings für möglich. 
Okologische Argumente des Klägers hat das 
OVG nicht berücksichtigt. Die Tatsache, daß 
er ein Gerät zur Nitratreduzierung in seif-1 
Anlage eingebaut hat, wurde als Argument ge-
gen die Eigenversorgung gewertet. 
Wer sich für dieses Urteil interessiert, 
kann sich mit der Geschäftsstelle in Verbin-
dung setzen. 
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BN-Petition noch immer nicht behandelt!  
Obwohl der Bund Naturschutz bereits am 
12.5.86 in einer Petition an den Landtag 
Priorität für die kommunale Trinkwasserver-
sorgung gefordert hat, wurde diese Petition 
bis heute noch nicht behandelt. Laut Tages-
ordnung sollte die Petition zwar am 2.7.87 
vom Umweltausschuß behandelt werden. Als 
aber der BN-Vertreter und der eigens nach 
München gereiste BET-Geschäftsführer zur 
Sitzung erschienen, erklärte man ihnen, daß 
die Petition kurzfristig abgesetzt sei. Es 
ist anzunehmen, daß sie in diesen Tagen be- 

handelt wird. 
Allzuviel Hoffnung sollte man sich jedoch 
nicht machen. Eine ähnlich laUtende Petition 
der IG Niederhausen wurde nämlich im Kommu-
nalausschuß niedergebügelt, obwohl die Pe-
tenten und die IRT darum gebeten hatten, sie 
zusammen mit der BN-Petition im UMweltaus-
schuß zu behandeln. Der für Niederhausen zu-
ständige Landtagsabgeordnete ist übrigens 
der Vorsitzende des Umweltausschusses und 
designierte Tandler-Nachfolger Erwin Huber. 
Er ist an der für the IG Niederhausen nega-
tiven Entwicklung sicher nicht unschuldig. 
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IKT-Kontakt mit CSU-Landtagsabgeordnetem 
Am 22.Mai trafen Landesvorsitzender Schönau-
er und Geschäftsführer Etthöfer im Hafen-
lohrtal mit CSU-MdL Eberhard Sinner zusam-
men. Sinner gab zu verstehen, daß er als of-
fizieller Vertreter der Landtags-CSU das Ge-
2,prLch führt. Breiten Raum nahm die Zukunft 
des gA:nillobrtals ein, das Mr. einea Triiik-
Tas,.-i-stausee unter Wf'!7,-.9.7 ---- • 
soll. Sinner hat in cLa let'ilten - H=ten 
nige Anfragen an die Landesregierung ge-
stellt, the erkennen lassen, daß er kein 
Freund des Hafenlohrspeichers ist und MAO-
nahmen zur Erhaltung der kommunalen Trink-
wasserversorgung für sinnvoll hält. So ist 
es sicher vor allem seinem Einfluß zuzu-
schreiben, dap der Kreistag von Main-Spes-
sart sich am 6.7.87 fast einstimmig gegen 
den Bau des Hafenlohrtalspeichers ausgespro-
90 hat. 
L.71;onders interessiert waren die IKT-Vertre-
ter an der CSU-Haltung zum Bayer. Wasserge-
setz, das z.Z. novelliert wird. Nach Sinners 
Worten sei damit zu rechnen, daß Ausgleichs-
zahlungen an Landwirte für Nutzungsein-
schränkungen vom Wasserversorgungsunterneh-
men getragen werden müßten und somit zwangs-
läufig an den Verbraucher weitergegeben wür-
den. Damit der Burger aber nicht zu stark 
belastet werde, sei geplant, daß der Staat 
dann mit Zuschüssen eingreife, wenn der Was-
serpreis prozentual zu stark ansteige oder 
absolut eine gewisse Grenze übersteige (Sin-
ner deutete an, daß dies bei 1,30 DM der 
Fall sein könne). 

IKT-Gespräch mit SPD-Landtagsfraktion 
Am 27.Mai traf sich der IKT-Vorstand mit 

)-Landtagsabgeordneten in Nürnberg. Ober 
t..Lte meisten Punkte konnte man Einigung er-
zielen. Nach den Worten der SPD-Vertreter 
sei allerdings kaum damit zu rechnen, daß 
durch das Bayer. Wassergesetz staatliche Zu-
schüsse in dem Rahmen zu erwarten seien, wie 
sie CSU-MdL Sinner angedeutet hat. 
MdL Mehrlich übergab bei der Gelegenheit 
auch Unterlagen über eine Reihe von Initia-
tiven, die the SPD auf dem Trinkwassersektor 
plant, So befürwortet die SPD schärfere Be-
stimmungen bei der Einleitung von Stoffen in 
Gewässer und beim Umgang mit wassergefähr- 
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denden Stoffen. 
Für die IKT sind drei Anträge besonders in-
teressant; So soll die öffentliche Wasser-
versorgung Vorrang vor anderen Nutzungen des 
Grundwassers haben. Zweitens wird ein Pro-
gramm für den finanziellen Ausgleich für die 
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oder auf 	icm-qte Pflanzenkulturen oder An- 
bauweisen verzichten. Uud schließlich wird 
beantragt, daß derartige Ausgleichsmaßnahmen 
vom Staat und nicht vom Versorgungsunterneh-
men getragen werden sollen. 

Initiativen der Grünen im Landtag 
Eine Reihe von Anträgen der GHÜNEN bei der 
Haushaltsberatung geht offensichtlich auch 
auf Anregungen der IKT zurück, die der Lan-
desvorstand bei seinem Kontaktgespräch mit 
Vertretern der ti" 	-Fraktion vorgebracht 
hat. So sieht ein Antrag the Bezuschussung 
von Pacht und Erwerb von Grundstücken in 
Trinkwassereinzugsbereichen kleinerer Ge-
meinden vor. Außerdem wird die verstärkte 
Förderung von UMweltschutzsonderprogrammen 
für die Landwirtschaft gefordert.. Weiterhin 
haben die GRÜNEN beantragt, der Geologischen 
Landesanstalt 5 Mio. DM für die Erforschung 
der Grundwassereinzugsbereiche im Haushalts-
plan 87/88 zuzuteilen. Die genaue Erfor-
schung der Grundwassereinzugsgebiete ist ein 
wichtiges Anliegen der IKT, da nur so sinn-
volle Sanierungsmaßnahmen möglich sind. 
Wichtig!!! Die GRÜNEN haben angeboten, im 
Landtag Förderanträge zu stellen, wenn Ge-
meinden technische Anlagen zur Nitratredu-
zierung errichten wollen. Bitte setzen Sie 
sich mit der Landesgeschäftsstelle in Ver-
bindung, wenn Sie von diesem Angebot Ge-
brauch machen wollen! 

SPD-Vorstoß für Eppler-Pilotanlage 
SPD-MdL Herbert Franz hat sich in mehreren 
Schreiben und Anfragen an Innenminister Lang 
für die Errichtung einer Pilotanlage der Fa. 
Eppler zur biologischen Nitratreduzierung 
eingesetzt und mittlerweile dem Innenmini-
sterium detaillierte Unterlagen des Ing.-Bü-
ros Eppler (7295 Dornstetten) zugeleitet. 
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Sulzer-Kostenvoranschlag für Nitratreduktion 
Die Fa. Sulzer Wasser- u. Abwassertechnik 
(Butzbach, Wetzlarer Str. 99) hat, wie be-
reits im letzten Info-Dienst kurz erwähnt, 
ein Verfahren zur Nitratreduzierung entwik-
kelt, das jederzeit einsatzbereit ist. Sul-
zer hat nun für die Gemeinde Margetshöchheim 

einen Kostenvoranschlag für die Errichtung 
ihrer Denitropur-Anlage ausgearbeitet. Wir 
veröffentlichen hier the wichtigsten Passa-
gen, da wir glauben, dale sie für Gemeinden 
mit vergleichbaren Problemen eine erste 
Orientierung sein können. Nähere Informatio-
nen in der Geschäftsstelle oder direkt bei 
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Sulzer. Das Angebot ist bezogen auf eine 
Jahresfördermenge von 160.000 cbm, einen Ni-
tratwert von 55-65 mg/1 und einen angestreb-
ten Nitratwert von 25 mg/l. Die komplette 
Anlage (H2-Sättiger, Reaktoren mit Füllkör-
perelementen, Oxidationskolonnen mit 2-
Schichtfiltern, Spülwasserpumpen, Gebläse, 
Ventilatoren, Armaturen und elektr. Schalt-
anlage) samt Engineering, Montage und Inbe-
triebnahme kostet ohne MWSt DM 670.000,--. 
Nicht enthalten sind Gebäude, Sockelplatte 
und die Aufstellung eines Wasserstoffbehäl-
ters und eines CO2_-Behälters. Die Betriebs-
kosten werden von Sulzer mit DM 0,18 pro m3  
Wasser angegeben. (Ohne Kapitalkosten und 
Strommehrkosten bei Druckerhöhung auf 6 bar) 

Jetzt such Nitratreduzierung für Gehöfte 
Nach Mitteilung der Fa. Eppler hat die Kern-
forschungsanlage Jülich, Abt. Mikrobiologie 
einen Reaktor zur biologischen Denitrifika-
tion von Grundwasser entwickelt, der spe- 
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Mitgliedsbeitrag 
Eine Reihe von Interessengemeinschaften hat 
ihren Jahresbeitrag für 87 (DM 50,. für för-
dernde Mitglieder DM 30) noch nicht bezahlt. 
Bitte überweisen Sie ihn baldmöglichst auf 
Kto-Nr.810 081 323 bei der Sparkasse Neu-
stadt/Aisch-Bad Windsheim (BLZ 762 510 20), 
damit die IKT handlungsfähig bleibt! 
Treffen mit der VBI in Staffelstein 
Am 3.10. besteht die Möglichkeit zu einem 
Informationsaustausch mit der VBI Rottal/Inn 
in Staffelstein (19 Uhr im Grünen Baum). Die 
VBI wird uns über den aktuellen Sachstand in 
Niederbayern informieren. Da die Raumver-
hältnisse sehr beengt sind, . bitten wir dar-
um, daß pro Interessengemeinschaft maximal 2 
Vertreter teilnehmen. Es wäre gut, wenn Sie 
Ihr Kommen kurz dem Geschäftsführer telefo-
nisch mitteilen könnten (Tel. 0931/461071). 
Wasserschutzzonen 
Bitte überprüfen Sie, ob Ihre Wasserfassung 

zieh l für Einzelgehöfte oder kleine Siedlun-
gen einsetzbar ist. Die Anlage wird zusammen 
mit einer Filteranlage der Fa. Eppler zur 
Nachreinigung betrieben und soll je nach 
Größe 40 - 60.000,--DM kosten. Die Bedienung 
soll einfach sein, einer besonderen Ausbil-
dung bedarf es nicht. Nach Mitteilung von 
Alwin Eppler wäre eine solche Anlage renta-
bler als kilometerlange Zuleitungen an die 
zentrale Versorgung, da allein 1 km Zulei-
tung schon 200.000 DM kostet. 

Nitratsenkung durch Tieferböhren 
Wie uns die Fa. Brunnentechnik Heinz Schuh, 
8531 Hagenbüchach mitteilt, wurde in eini-
gen Fallen durch Tieferbohren eine sensatio-
nelle Nitratsenkung erzielt. Grundsätzlich 
ist es ratsam, sich in solchen Fallen bei 
Hydrogeologen oder seriösen Brunnenbaufirmen 
zu informieren, da sich derartige Erfo1ge 
nur bei entsprechenden geologischen Verh01--1  
nissen einstellen. 
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über ein ausgewiesenes Wasserschutzgebiet 
verfügt. Setzen Sie sich dafür ein, dap bei 
bestehenden Wasserschutzzonen das Verord-
nungsmuster 3/86 in Kraft gesetzt wird. Das 
Muster können Sie von der Geschäftsstelle 
erhalten. 
Informationsfluß  
Bitte schicken Sie der Geschäftsstelle öfter 
einmal einen Sachstandsbericht, falls sich 
bei Ihnen etwas Neues ergibt, damit wir in-
formiert sind und im Info-Dienst darüber be-
richten können. 
Landesmitgliederversammlung 
Nach § 6 der Satzung ist jährlich eine Mit-
gliederversammlung. einzuberufen. Bei dies 
Gelegenheit steht auch the Neuwahl des LOA-
desvorstands an. Als Termin böte sich Ende 
Oktober bis Mitte November an. Welche Inter-
essengemeinschaft hat Interesse, die Landes-
tagung bei sich auszurichten? Günstige Ver-
kehrslage ware wünschenswert. 
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KAB Oberhaid gegen Fernwasser 
Mit Informationsveranstaltungen, Flugblät-
tern und Pressearbeit versucht z.Z. die KAB 
Oberhaid den drohenden Fernwasseranschluß an 
den Kemmerner Ast der FWO zu verhindern. Ek-
kehart Koser vom Landesvorstand unterstützte 
die Oberhaider vor Ort. Wie in vielen ande-
ren Gemeinden auch muß dort von engagierten 
Bürgern bei den Kommunalpolitikern erst ein-
mal mühselige Uberzeugungsarbeit geleistet 
werden, da dort die gesamte SPD-Fraktion und 
einige CSU-Gemeinderäte zum Vollanschluß ans 

Fernwasser tendieren. 

Creussen wehrt sich gegen Fernwasser 
Die rührige Creussener IKT-Gruppe macht z.Z. 
den Versuch, den Fernwasseranschluß abzuweh-
ren. Der Ort ist zwar seit geraumer Zeit 
Mitglied im Zweckverband, hatte bislang aber 
kein Fremdwasser gebraucht und bezogen. Auf 
jeden Fall soll der Vollanschluß verhindert 
werden, zumal beim Anschluß eines Werkes an 
einen nitratreichen Brunnen genügend gutes 
Wasser vorhanden wäre. 



Droht Würzburg Wassernotstand? 
MdL Christian Will und Landrat und Zweckver-
bandsvorsitzender Schreier (beide CSU) gehen 
im Raum Würzburg wieder einmal mit dem Ge-
spenst des Wassernotstands hausieren. Hin- 
tergrund ist, daß der Würzburger Stadtwer- 
ke-Chef Utschig (auch CSU) schon mehrmals 
beteuert hat, Würzburg brauche den Hafen- 
lohrtalspeicher nicht und könne sich aus ei- 
genen Quellen versorgen. Will und Schreier 
aber wissen es besser: Sie sehen in trocke- 
nen Jahren einen Wassernotstand für den Raum 
Würzburg voraus, es sei denn, ihr Lieblings- 
projekt, der Hafenlohrtalspeicher, wird ver- 
wirklicht. Will läßt gar die Katze aus dem 
Sack: Er wendet sich "vehement gegen eine 
unkontrollierte Ausweitung von Wasserschutz- 
zonen vor allem im Einzugsgebiet der Stadt 
Würzburg". Will sollte sich beim dafür zu-
ständigen Landrat . Nachhilfeunterricht im 
IlOssserrecht geben lassen. Eine unkontrol-
lierte Ausweitung von Schutzzonen gibt es 
nur in der Phantasie des Abgeordneten. Mit 
solchen haltlosen Parolen soll offensicht-
lich nur die Landwirtschaft gegen die Siche-
rung der örtlichen Wasserversorgungen aufge- 
wiegelt werden. 

Straßensperre zum Schutz des Trinkwassers? 
Stadtwerkechef Utschig (Würzburg), hat die 
Sperrung der Staatsstraße nach Hetistadt ge-
fordert, die durch das Würzburger Wasser-
schutzgebiet führt. Er zog sich deswegen die 
heftige Kritik des CSU-MdL Will zu. Will be-
fürwortet vielmehr den dreispurigen Ausbau 
dieser Straße. Laut Main-Post v. 26.8. 
stellte Will die Frage, welchen Preis'man 
bei einem Verzicht des Hafenlohrtalspeichers 
zu zahlen habe. Sollte dieses Projekt nicht 
,baut werden, bedeute das gleichzeitig eine 
Ausweitung von Wasserschutzzonen und weitere 
Einschränkungen der Landwirtschaft. Denkbar 
wäre auch ein Baustopp in den einzelnen Ge-
meinden. Soweit der Abgeordnete Will, bei 
dem der kurzfristige Vorteil ganz offen-
sichtlich Vorrang vor der langfristigen Si-
cherung der Grundwasservorräte hat. 

Kriminelle überdangung in Margetshöchheim 
Die Maintalgemeinde Margetshöchheim unter-
nimmt seit Jahren beachtliche Anstrengungen, 
um durch Nutzungsverringerung im Wasserein-
zugsgebiet die Nitratwerte zu senken. Sie 
hat damit eine Art Vorreiterrolle gespielt 
und auch Anfangserfolge vorzuweisen. Seit 
dem letzten Jahr war bei den Nitratwerten 
allerdings wieder ein Aufwärtstrend zu ver-
zeichnen. Wie im letzten Info-Dienst bereits 
berichtet,hat deswegen der IKT-Geschäftsfüh-
rer im Mhrgetshöchheimer Gemeinderat die Un-
tersuchung von Bodenproben aus der Wasser- 

schutzzone auf Stickstoff beantragt. Die Er-
gebnisse waren niederschmetternd: Auf den 6 
untersuchten Rhabarberparzellen lagen die 
N-Werte/ha bei 165, 291, 379, 468, 582 und 
624 kgN. Dabei gelten 45 kg N noch als was-
serverträglich, bei 90 kg hört die ordnungs-
gemäße Landwirtschaft auf. Es ist also kein 
Wunder, daß bei einer derartigen überdüngung 
die Maßnahmen der Gemeinde nicht kurzfristig 
zum Erfolg führen können. 
Obwohl der Gemeinderat ursprünglich be-
schlossen hat, bei erwiesener überdüngung 
Anzeige zu erstatten, schreckte man vor die-
sem Schritt dann doch zurück. Man stellte 
allerdings allen Grundbesitzern in der Was-
serschutzzone gegen Unterschrift eine aus-
führliche Stellungnahme der Gemeinde zum Ni-
tratproblem und ihren Ursachen mit Düngevor-
schlägen und Strafvorschriften zu. In Zu-
kunft werden nun vom Landwirtschaftsamt in 
der Wasserschutzzone flächendeckend Baden-
proben genommen. 
Da ein Mißerfolg der Margetshöchheimer Ni-
tratsenkungsmaßnahmen Signalwirkung für an-
dere, noch zögernde Gemeinden haben könnte, 
hat sich die IKT eingeschaltet und die Akti-
vitäten des dortigen Bund Naturschutz unter-
stützt. In Schreiben an das Landesamt für 
Wasserwirtschaft, die Landesanstalt für Bo-
denkultur und Pflanzenbau und viele andere 
Ämter hat sich die IKT darum um klare Stel-
lungnahmen zum Problem der überdüngung be-
müht. Die IKT hat vor allem die Initiative 
des Bund Naturschutz unterstützt, in die 
Verordnung für die Wasserschutzzone ein Ver-
hot von Sonderkulturen, Beregnung und Klein-
gärten, eine Begrenzung des zulässigen Rest-
stickstoffs am Ende der Vegetationszeit, die 
Verpflichtung zum Zwischenfruchtanbau und 
ein Düngeverbot in der vegetationslosen Zeit 
aufzunehmen. Dies würde zwar aller,  Voraus-
sicht nach bedeuten, daß die Gemeinde Aus-
gleich an die Landwirte zahlen müßte. Das 
käme für die Margetshöchheimer aber immer 
noch billiger als Fernwasser. 
Erste Reaktionen zeigen, dap man amtlicher-
spits bereit sein könnte, zumindest teilwei-
se auf diese Forderungen einzugehen. So 
stellte die Landesanstalt für Bodenkultur 
fest, dap die ermittelten Werte sehr hoch 
seien, und empfiehlt, in der Nähe des Fas-
sungsbereiches keine hoch mit Stickstoff zu 
düngenden Ackerkulturen anzubauen. 
Das Landesamt für Wasserwirtschaft stellt 
fest, daß Kulturen mit kurzer Vegetations-
zeit und Stickstoffgabe vor der Ernte (Gemü-
se) problematisch seien. Bei Sonderkulturen 
könne es relativ leicht zu einer überdüngung 
kommen. Ein Verbot bestimmter Kulturen sei  
im Rahmen der Schutzgebietsverordnung grund-
sätzlich möglich.  
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Auch das Landratsamt Würzburg erklärte: 
"Sollte das Amt für Landwirtschaft und Bo-
denkultur letztendlich diese Annahmen bestä- 
tigen und ebenfalls zu dem Ergebnis kommen, 
daß Sonderkulturen bzw. Kleingartennutzung 
möglicherweise mit der Nitratbelastung in 
Zusammenhang zu bringen sind, ware die Auf-
nahme dieser Verbotsvorschriften in eine zu 
ergehende Schutzgebietsverordnung sicherlich 
sinnvoll." 
Sinn der IKT-Aktivi-
täten ist es, Schutz-
gebietsverordnungen 
durchzusetzen, 	die 
auf die jeweiligen 
Probleme vor Ort zu-
geschnitten sind. Das 
neue Verordnungsmu-
ster 3/86 ist sicher 
nicht schlecht, aber 
Allzwecklösungen, die 
ja meist nur der 
kleinste gemeinsame 
Nenner sind, reichen 
in der heutigen 
Trinkwassersituation 
nicht mehr aus. 

Literatur 
Rohmann/Sontheimer, 
Nitrat im Grundwas-
ser, Engler-Bunte-In-
stitut der Uni Karls-
ruhe (ein umfassendes 
und sehr lesenswertes 
Werk!) 

Anschriften:  
1. Vors.: Sebastian Schönauer, Setzbornstr. 
34, 8751 Rothenbuch, Tel. 06094/457 
Kurzmeldung: Der Bürgermeister von Hafenlohr 
hat von der Reg.v.Ufr. einen Rüffel erhal-
ten, weil er ein Grundstück im gepl. Spei-
cher an den BN verkauft hat. Der Vertrag 
sei sittenwidrig , wenn er zur Verhinderung 
des Speichers geschlossen sei. 

Prof.Dr.G. Preuschen 
hat in der Schriften-
reihe der Stiftung 
Mologischer Landbau 
(acenbahnstr. 28, 
6750 Kaiserslau-
tern) eine Schrift 
über das Wirt-
schaften in Was-
sereinzugsgebieten 
verfaßt. Er emp-
fiehlt nicht die 
Anlage von Grün- 
land, 	sondern 
spricht sich für 
bestimmte ökologi-
sche Wirtschafts-
weisen aus. Das 
Problem 	dürfte 
sein, daß kaum ge-
nügend Landwirte 
zu finden sind, 
die 	ökologisch 
wirtschaften. 
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